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1. Ausgangslage und Fragestellung

Der Leiter eines Vormundschaftsamts erkundigt sich, ob bei Beistandschaften die Unterschrift der verbeiständeten Person erforderlich sei für den Abschluss von Verträgen (z.B. Auflösung einer Zusatzversicherung) oder ob die Ernennungsurkunde genüge. Weiter, ob für eine geistig behinderte verbeiständete Person, die in einer stationären Einrichtung lebt, zu deren Vertretung an Stelle der allenfalls erforderlichen Unterschrift eine Generalvollmacht ausreiche.
2. Erwägungen


Die Frage betrifft die gesetzliche Vertretung durch den Beistand.

Die verbeiständete Person ist zwar in ihrer Handlungsfähigkeit nicht eingeschränkt, d.h. sie kann jederzeit rechtsgültig irgendwelche Rechtsgeschäfte abschliessen.

Die verbeiständete Person muss sich die Handlungen des Beistandes anrechnen lassen; insofern ist die Handlungsfreiheit der verbeiständeten Person eingeschränkt (faktischer Eingriff in die Handlungsfähigkeit, vgl. BK-Schnyder/Murer, N 20). Der Beistand handelt kraft Gesetzes und behördlichen Auftrags, nicht als gewillkürter Stellvertreter und kann im Rahmen seiner beistandschaftlichen Funktionen auch unabhängig von allfälligen Willens-äusserungen der verbeiständeten Person für diese handeln. Insbesondere kann die verbei-ständete Person ihrem Beistand die Vertretungsmacht weder allgemein noch für eine einzelne bestimmte Angelegenheit entziehen. Der Beistand hat sich immerhin an den wohlverstandenen Interessen der verbeiständeten Person zu orientieren, wozu auch gehört, deren allfälligen Meinungsäusserungen im Rahmen der Möglichkeiten zu respektieren.((BSK-Langenegger Art. 392 ZGB N 9).

Diese Vertretungsbefugnis gilt für alle Beistandschaften. Problematisch wird es nur, wenn die verbeiständete Person neben dem Beistand auch selber handelt und dessen Handlungen durchkreuzt.

3. Schlussfolgerungen

Der Beistand braucht für keine Geschäfte, die er im Rahmen seines Auftrages im Namen der verbeiständeten Person abschliesst, deren Unterschrift und auch keine Vollmacht. Er hat sich lediglich dem Vertragspartner gegenüber als vertretungsberechtigt auszuweisen. Dies kann mit dem Beschluss oder der Ernennungsurkunde geschehen. Es kommt allerdings gelegentlich vor, dass Vertragspartner, namentliche Banken, die mit dem Vormundschaftsrecht nicht ver-traut sind, den Beistand nicht für vertretungsberechtigt halten, was jedoch eindeutig falsch ist.
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